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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Der Bund soll sich weiterhin an der Speisung des Globalen Umweltfonds (GEF)
beteiligen. Dies beschloss die Regierung im Dezember des Berichtsjahres. Demzufolge
wird eine Schweizer Delegation im Folgejahr an den internationalen Verhandlungen zur
vierjährlich stattfindenden Wiederäufnung des GEF teilnehmen. Nach Abschluss der
Verhandlungen wird der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft zur Finanzierung
vorlegen. Der Umweltfonds dient der Finanzierung von Umweltprojekten in
Entwicklungs- und Transitionsländern. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.12.2013
MARLÈNE GERBER

Im September legte der Bundesrat seine Botschaft über einen Rahmenkredit für die
globale Umwelt 2015-2018 in der Höhe von fast CHF 148 Mio. vor. Mit CHF 125 Mio. soll
der grösste Teil dieser Mittel in den Globalen Umweltfonds (GEF) fliessen, womit der
Beitrag der Schweiz gleich hoch ausfällt wie in der Vorperiode (2011-2014). Der 1991
gegründete GEF ist ein multilaterales Instrument zur Unterstützung von Umweltschutz-
Bestrebungen in Entwicklungs- und Transitionsländern. Die restlichen Gelder fliessen in
den multilateralen Ozonfonds sowie in zwei Fonds zur Unterstützung von Massnahmen
der besagten Länder im Rahmen der Klimakonvention. Das Parlament beriet die Vorlage
2014 noch nicht. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.09.2014
MARLÈNE GERBER

Das Parlament bewilligte im Jahr 2015 den Rahmenkredit für die globale Umwelt 2015-
2018, der mit CHF 147,83 Mio. beinahe so hoch ausfiel wie derjenige in der
Beitragsperiode 2011-2014 (CHF 148,93 Mio.), und stimmte damit der bundesrätlichen
Botschaft zu. Wie schon die vorangegangenen Vorlagen war auch diese in den Räten
nicht ganz unumstritten. Dem erstberatenden Nationalrat lag in der Frühjahrssession
auch für die neue Beitragsperiode ein von SVP-Vertretern gestützter Minderheitsantrag
auf Nichteintreten vor. Nach Ansicht der Minderheit würden die Gelder nach dem
Giesskannenprinzip verteilt. Es wäre effektiver, wenn weniger und gezieltere Projekte
unterstützt würden. Angesichts des verfassungsmässigen Auftrags (Art. 54, Abs. 2), der
zu internationalem Engagement zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen
verpflichtet, und in Anbetracht der mehr oder weniger gleichbleibenden Kredithöhe
fand das Geschäft in den restlichen Fraktionen – mit Ausnahme einzelner FDP-
Vertreterinnen und -Vertreter – einhellige Unterstützung. Ähnlich lagen die Fronten in
der Kantonskammer: In der Gesamtabstimmung lehnten einzig die fünf SVP-Vertreter
die Vorlage ab. Auf etwas mehr Unterstützung bei bürgerlichen Ständerätinnen und
Ständeräten war hingegen der zuvor im Rat präsentierte Minderheitsantrag Hösli (svp,
GL) gestossen, der eine Kürzung des Kredits auf insgesamt CHF 129,09 Mio. beantragte
und von 12 der insgesamt 42 stimmenden Ratsmitgliedern gestützt wurde. Gemäss dem
Glarner Ständerat zeige die Schweiz im internationalen Vergleich bereits
überdurchschnittliches Engagement, welches aufgrund des starken Schweizer Frankens
heute finanziell noch mehr Wert habe als etwa noch vier Jahre zuvor. Bundesrätin
Leuthard korrigierte daraufhin die Aussage, die Währungsstärke sei für die
Beitragshöhe ausschlaggebend. Diese werde gemäss internationalen Vorgaben durch
das Bruttoinlandprodukt bestimmt. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.06.2015
MARLÈNE GERBER

1) Medienmitteilung BR, UVEK und BAFU vom 6.12.13
2) BBl, 2014, S. 7719 ff.; Medienmitteilung BR, UVEK, BAFU vom 3.9.2014
3) AB NR, 2015, S. 622 ff.; AB SR, 2015, S. 394 ff.
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